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4. Interpellation von Stefan Geiges vom 2. Dezember 2015 "Reaktorstoffdeponien 

für den Kanton Thurgau" (12/IN 42/419) 

 

Beantwortung 

 

Präsident: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor. Der Interpellant hat das 

Wort zu einer kurzen Erklärung, ob er mit der Beantwortung zufrieden ist. 

 

Geiges, CVP/EVP: Für die Antwort auf meine Interpellation danke ich dem Regierungs-

rat bestens. Die Beantwortung zeigt, wie komplex das Thema der Deponien ist, beson-

ders jene für Reststoffe, Schlacke und Reaktorstoffe. Es handelt sich dabei um ein Ge-

nerationenprojekt. Wir sprechen von mehreren 100 Millionen Franken und über einen 

Zeitraum von 50 bis 80 Jahren. Meines Erachtens ist es nötig, dass sich der Grosse Rat 

zum Thema äussert. Ich beantrage deshalb Diskussion. 

Abstimmung: Diskussion wird mit grosser Mehrheit beschlossen. 

 

 

Diskussion 

 

Geiges, CVP/EVP: Ich bin Tiefbauunternehmer und Besitzer sowie Betreiber zweier 

kleinen Kiesgruben und Deponien. Bei diesem Thema bin ich also befangen. Ich erkläre 

aber für den konkreten Fall einer Reaktordeponie, dass ich weder an einer solchen betei-

ligt bin, noch eine Beteiligung bevorsteht. Das Deponiewesen ist eine vielschichtige An-

gelegenheit. Die Planung von Deponien beinhaltet den Bedarf und die Standorte von Ab-

fallanlagen. Sie hat zum Ziel, eine maximale Entsorgungssicherheit zu gewährleisten. 

Dabei sollen Überkapazitäten vermieden werden. Der Kanton selbst betreibt keine De-

ponien. Er ist lediglich die Bewilligungsinstanz. Die Antworten des Regierungsrates auf 

meine fünf Fragen sind einwandfrei. Ich erlaube mir trotzdem eine Zusammenfassung 

der Antworten auf meine Fragen. Frage 1: "Wie stellt der Kanton bei lediglich einer privat 

betriebenen Reaktordeponie sicher, dass alle Thurgauer Entsorgungsunternehmungen … 

gleichberechtigten Zugang erhalten?" Der Regierungsrat antwortet, dass jedermann zu 

gleichen Konditionen anliefern dürfe und der Kanton die Tarife genehmige. Frage 2: "Ist 

der Kanton Thurgau bereit, ein … Deponiemonopol zu verhindern und zur Sicherstellung 

der Wettbewerbsfähigkeit der Thurgauer Entsorgungsunternehmen mehr als nur eine 

Reaktorstoffdeponie … zuzulassen?" Der Regierungsrat antwortet, dass lediglich der 

Bedarf nach einer einzigen Deponie für Reststoffe, Schlacke und Reaktorstoffe bestehe. 

Es gebe zwar Reservestandorte, in Frage komme aber nur der Standort Zelgli / Altishau-

sen in der Gemeinde Kemmental. Bei mehreren Standorten drohe ein "Deponiegut-

Tourismus". Dies sei nicht ökologisch. Frage 3: "Was gedenkt die Regierung zu tun, falls 

die privaten Entwickler … vor dem Gemeindesouverän scheitern?" Der Regierungsrat 
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antwortet, dass der Standort mit der Schaffung einer kantonalen Nutzungszone notfalls 

gegen den Willen der Bevölkerung durchgesetzt werden könne. Frage 4: "Würde der 

Kanton im Interesse der privaten Deponiebetreiber Enteignungen durchsetzen … ?" Der 

Regierungsrat antwortet, dass sich der Kanton vorbehalte, das Enteignungsrecht sogar 

Privaten zu erteilen. Frage 5: "Lässt der Kanton Thurgau neben … Altishausen noch wei-

tere Deponieentwicklungen von Mitbewerbern … zu?" Der Regierungsrat antwortet, dass 

dies nur der Fall sei, wenn der Bedarf dafür ausgewiesen sei. Ich fasse zusammen: 

1. Nach heutigem Stand soll im Thurgau ein Deponiemonopol für Reststoffe, Schlacke 

und Reaktorstoffe entstehen. 2. Nach heutigem Stand sind nach Auffassung des Kan-

tons neben dem Standort Zelgli / Altishausen in der Gemeinde Kemmental keine weite-

ren Standorte für Reststoffe, Schlacke und Reaktorstoffe mehr möglich, zumindest nicht 

gleichzeitig. Der Regierungsrat glaubt also, dass die Festlegung auf eine einzige Firma 

richtig sei, weil es für diese Deponiegattung im Thurgau nur einen Standort brauche. Der 

Thurgau beruft sich dabei auf Bundesrecht. Andere Kantone sehen dies anders, und sie 

sind für wirtschaftliche Lösungen offener. Der Regierungsrat sollte seinen Ermessens-

spielraum zugunsten des Wettbewerbs ausnutzen. Mehr Wettbewerb sorgt nämlich für 

mehr Effizienz und wirtschaftliche Preise. Wettbewerb bedeutet nicht automatisch, dass 

ein Überangebot geschaffen wird oder wie es der Regierungsrat befürchtet, dass ein 

wirtschaftlicher Betrieb zu einem "Deponiegut-Tourismus" führt. Das Beispiel Zelgli / Al-

tishausen wird zwangsläufig zu einem "Deponiegut-Tourismus" führen. Ich erkläre wes-

halb: Am 27. November 2014 berichtete die "Thurgauer Zeitung" unter dem Titel: "Der 

Dreck soll ins Kemmental", dass die Deponiebetreiber pro Jahr 400'000 Tonnen verar-

beiten wollen. Dies ist sicher korrekt, wenn man eine solch enorme Infrastruktur gewinn-

bringend einsetzen will. Gemäss "Abfallbericht 2015", der vom Amt für Umwelt heraus-

gegeben wird, sind im Thurgau 231'300 Tonnen Material angefallen. Dies ist die ausge-

wiesene Menge des belasteten oder verunreinigten Aushubs. Oder anders gesagt: Die 

231'300 Tonnen sind die gesamte Menge der Deponietypen B, C, D und E. Genau ge-

nommen geht es nur um die Typen C, D und E. Jener Anteil beträgt geschätzt nur etwa 

60'000 Tonnen Material. Also muss der übrige Dreck von irgendwo anders her kommen, 

damit die Betreiber die 400'000 Tonnen erreichen. Ein Teil davon wird mit der Bahn an-

geliefert. Was kostet es, wenn Sie den Aushub Ihres Eigenheims mit der Bahn ins Kem-

mental führen müssen? Dies wäre dann "Deponiegut-Tourismus" und Deponiemonopol 

pur. Mit der kantonal abgesegneten Deponie-Drehscheibe schützt der Kanton den Be-

treiber vor Konkurrenz. Viele kleine und mittlere Tiefbau- und Deponieunternehmen wer-

den in ihrer Entwicklung und in ihrer Innovation behindert. Das kann es doch nicht sein. 

In der jetzigen Phase des Richtplans bin ich gegen eine Festlegung auf nur einen Stand-

ort. Der Regierungsrat weist zwar darauf hin, dass an diesem Standort sämtliche Anliefe-

rer von Deponiegut zugelassen sind und gleiche Deponiepreise bezahlen. Meines Erach-

tens ist dies im besten Fall blauäugig, im schlimmsten Fall naiv. In der Praxis sieht es 

anders aus. Die Betreiber von Sonderdeponien sind oft gleichzeitig Anbieter von Tiefbau- 
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und Erdbauarbeiten. Sie stehen im Wettbewerb zueinander. Wer die Konzession für ein 

Deponiemonopol erhält, kann sofort anders rechnen, etwa bei internen Rückvergütun-

gen, Dividenden und weiteren stillen Erträgen. Von tariflicher Gleichbehandlung für alle 

kann also keine Rede sein. Die Lösung kann beispielsweise mehr Wettbewerb heissen. 

Mehr Wettbewerb entsteht durch mehr Standorte. Ich fordere, dass auch andere und 

jetzt schon ausgewiesene Standorte weiterentwickelt werden können und dies nicht nur 

als Reservestandorte für die Zeit nach Altishausen. Diese Standorte sollen nach klaren 

Regeln dem Markt ausgesetzt werden. Bisher wurde nicht erwähnt, dass auch andere 

Unternehmen solche Deponievorhaben konkret entwickelt haben. Die Vorhaben sind 

teilweise weit fortgeschritten. Sie sind ebenfalls innovativ und gut über den Kanton ver-

teilt. Wir sollten zuerst alle Möglichkeiten und alle Angebote prüfen, bevor wir uns für ein 

Unternehmen entscheiden. Der viel zu frühe Entscheid des Regierungsrates für die Mo-

nopoldrehscheibe verhindert einen Wettbewerb, weil er einen erheblichen Teil des kon-

ventionellen Deponieguts absorbiert, damit der Monopolbetrieb rentabel betrieben wer-

den kann. Mit der Festlegung einer Grossanlage behindert der Kanton eine gesunde 

Weiterentwicklung innovativer Unternehmen. Meine mögliche Lösung gegen die Mono-

pol-Variante ist ein modernes Betriebsmodell. Alle wichtigen Thurgauer Anlieferer von 

Deponiematerial sollen beispielsweise gemeinsam ein Modell für den Betrieb und die Be-

teiligungen an Deponien entwickeln. Dies schafft Kostentransparenz und steht einem 

Deponiemonopol entgegen. Im konkreten Fall bietet sich die Gründung einer Aktienge-

sellschaft an. Daran können sich alle relevanten Thurgauer Anlieferer von Deponiemate-

rial beteiligen. Damit meine ich die Privatunternehmen, die Kehrichtverbrennung Thurgau 

(KVA) sowie den Thurgauischen Baumeister-Verband. Ein solches Modell schafft einen 

echten Markt mit effizienten Preisen sowie Transparenz bei den Kosten, Erträgen und 

Gewinnen. In der Interpellation habe ich die Frage gestellt, ob ein privater Deponiebe-

treiber Enteignungen durchsetzen dürfe. Die Antwort des Regierungsrates ist einmalig. 

Er will nämlich das Recht auf Enteignung auch Privaten erteilen. Er begründet dies mit 

dem Vorrang des öffentlichen Interesses an einer langfristigen Gewährleistung der Ent-

sorgungssicherheit im Bereich der Abfälle. Zumindest nach meinen Abklärungen sind 

Enteignungen durch Private juristisch neu. Dies müsste von der Rechtsprechung bestä-

tigt werden. Ich sehe schon heute die Schlagzeilen: "Zürcher Baufirma enteignet Thur-

gauer Bauern." Das Deponiewesen, und dabei besonders die Deponien für Reststoffe, 

Schlacke und Reaktorstoffe, ist ein komplexes Thema. Meine Forderung geht dahin, für 

weitere Projekte jetzt nicht die Türe zuzuschlagen. Wir sollten es mit dem Richtplan zu-

lassen, dass sich mehrere Projekte präsentieren und wir die beste Lösung für uns aus-

suchen können. 

 

Kappeler, GP: Nach der Lektüre der Antwort des Regierungsrates hatte ich den Ein-

druck, dass alles in Ordnung ist. Die Antwort ist plausibel und gut geschrieben. Ich habe 

mich dann aber noch anderweitig umgesehen, und in der Folge wurde sie komplizierter 
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und vor allem fragwürdiger. Mittlerweile habe ich mehr Fragen als Antworten. Der Pla-

nungsauftrag 4.4 B des kantonalen Richtplans hält fest, dass der Kanton die Entsor-

gungssicherheit durch die Bereitstellung von kantonalen Nutzungszonen für Deponien 

der Typen C, D und E sicherstellen muss. Das ist richtig und eine staatliche Aufgabe. Mit 

der Festsetzung 4.4 A wird der Standort Zelgli / Altishausen als einziger für die Nutzung 

als Deponie C, D und E ausgewiesen, obschon die gleich anschliessende Vororientie-

rung 4.4 B vier weitere mögliche Standorte für den gleichen Abfall auflistet. Weshalb be-

schränkt man sich auf den einen Standort, wenn sich doch auch vier weitere Areale als 

geeignete Reservestandorte erwiesen haben? Wenn ich der "Thurgauer Zeitung" Glau-

ben schenke, und dies tue ich in der Regel, sollen bei Altishausen Deponien für Reaktor-

stoffe und Aushubmaterial, aber auch eine Wiederaufbereitungsanlage realisiert werden. 

Die Rede ist von Zulieferungen von 400'000 Tonnen pro Jahr, von 100'000 Tonnen De-

ponie pro Jahr und entsprechenden Wegtransporten von 300'000 Tonnen pro Jahr. Dass 

drei Viertel des Materials wiederverwertet wird, ist vorbildlich und entspricht unseren 

Vorstellungen einer Kreislaufwirtschaft. Andererseits ist es eine riesige zentrale Anlage, 

die mit Transporten von 700'000 Tonnen pro Jahr rund 35'000 LKW-Fahrten von und zu 

einer einzigen Anlage verursacht. So weit ich orientiert bin, sind Leerfahrten darin nicht 

berücksichtigt. Lastkraftwagen, die Reaktorstoffe anliefern, werden wohl in aller Regel 

leer zurückfahren. Vielleicht sind es auch 20'000 LKW-Fahrten und 500 bis 800 Güterzü-

ge pro Jahr. Die "Thurgauer Zeitung" erwähnt 80 LKW-Fahrten pro Tag. In den Kennzah-

len des künftigen Betreibers, diese liegen mir vor, sind gar 110 LKW-Fahrten pro Tag 

erwähnt, und dies bei einer Betriebsdauer von 50 Jahren. Meines Erachtens muss man 

sich so etwas schon sehr gut überlegen. Weshalb eine einzige, so gross dimensionierte 

und zentrale Anlage, die auf einem Punkt hin ein derartiges Verkehrsvolumen erzeugt? 

Weshalb nicht zwei kleinere, dezentralere Anlagen, die das regionale Gewerbe bedienen 

und weniger Fahrkilometer verursachen? Die Begründung, dass mehrere Anlagen 

Fruchtfolgeflächen verbrauchen würden, ist meines Erachtens nicht wirklich stichhaltig, 

braucht doch eine grosse Anlage wohl nicht weniger Fläche als zwei kleinere. Ich habe 

die betroffenen Parzellen bei Altishausen zusammengerechnet. Gemäss dem in der 

"Thurgauer Zeitung" veröffentlichten Deponieperimeter sind es vorsichtig geschätzt 

35 Hektaren. Vielleicht wird aber auch nur der Teil westlich der Bahnlinie realisiert. Ich 

weiss es nicht. Dann wären es rund zwölf Hektaren, sechs davon Wald, der gerodet 

werden müsste. So oder so: der grosse Rest ist Fruchtfolgefläche. Sind die Bohrproto-

kolle und die hydrogeologischen Gutachten öffentlich zugänglich? Unmittelbar an die An-

lage wurde aktuell eine Landwirtschaftszone für besondere Nutzung für einen Gemüse- 

und Obstproduzenten ausgeschieden. Wie wirkt sich die Staub- und Feinstaubbelastung 

auf diesen Landwirtschaftsbetrieb aus? Unklar ist mir auch, in welchem Umfang der 

Standort Zelgli / Altishausen dem Thurgauer Gewerbe dienen soll. Die in der "Thurgauer 

Zeitung" erwähnten zwei bis vier Güterzüge pro Tag lassen darauf schliessen, dass da 

auch Aushub und "Reaktorstoff-Tourismus" weit über unsere Kantonsgrenzen hinaus ins 
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Auge gefasst wird. Rechnen die Betreiber mit Material aus Chur, Lenzburg oder Oberst-

dorf? Einen Passus in der Antwort des Regierungsrates muss ich noch erwähnen: Näm-

lich die mögliche Übertragung des Enteignungsrechts an Private. Als juristischer Laie 

habe ich grosse Fragezeichen. Vielleicht würden sich da der Kanton und der enteig-

nungsberechtigte Private die Zähne ausbeissen. Ich erwarte selbstverständlich nicht, 

dass die zuständige Departementschefin alle Fragen hier und heute abschliessend be-

antworten kann. Deshalb noch eine letzte Frage: Was spricht dagegen, im Zuge der lau-

fenden Revision des Richtplans die Festsetzung 4.4 A Standort Zelgli / Altishausen 

nochmals gründlich unter die Lupe zu nehmen? 

 

Walther, FDP: Wir danken dem Regierungsrat für die fundierte und detaillierte Beant-

wortung der Interpellation, haben aber gewisse Vorbehalte. Wir können die Fragen des 

Interpellanten nachvollziehen und stehen den Diskussionen zum Wettbewerb grundsätz-

lich positiv gegenüber. Das Betreiben einer Reaktordeponie ist eine komplexe und ver-

antwortungsvolle Aufgabe. Die Herausforderungen beginnen bereits mit der Standortfra-

ge, der Standortauswahl. Um das Risiko für die Umwelt möglichst gering zu halten, sind 

Fragen der Erschliessung, der Geologie und des Betriebs sorgfältig zu klären. Es liegt in 

der Natur der Sache, dass geeignete Standorte in beschränktem Masse vorhanden sind. 

Alle wissen um die Notwendigkeit, Reaktorstoffe oder andere Stoffe deponieren zu kön-

nen, aber natürlich nicht in unmittelbarer Umgebung von einem selbst. Daneben stellt 

der Betrieb einer Reaktordeponie auch betriebswirtschaftlich eine Herausforderung dar. 

So schrieb der Verband KVA Thurgau bereits 2002 anlässlich seines 10-jährigen Jubilä-

ums zur damals neu übernommenen Deponie Mühletobel: "Eine Deponie sparsam zu 

betreiben, ist ökologisch und volkswirtschaftlich sinnvoll. Für die Betreiber ist es hinge-

gen betriebswirtschaftlich nicht interessant, weil mit geringen Anlieferungen auch nur be-

scheidene Erträge erwirtschaftet werden können." Die aktuelle technologische Entwick-

lung lässt darauf hoffen, dass in mittelfristiger Zukunft die Recyclingquote auch bei Reak-

torstoffen steigt und eine allfällige neue Deponie noch sparsamer betrieben werden 

kann. Der tatsächliche Bedarf muss sich noch zeigen. Doch mit dem Betrieb alleine ist 

die Sache noch nicht gegessen. Nach Abschluss des Betriebs folgt eine nicht zu unter-

schätzende Phase der Überwachung. Diese erfordert das nötige Fachwissen und die 

entsprechenden finanziellen Ressourcen des Betreibers. Damit ist die Anzahl möglicher 

geeigneter Standorte geologisch und geographisch beschränkt und aufgrund der not-

wendigen Fähigkeiten auch die Anzahl geeigneter Betreiberorganisationen. Unseres Er-

achtens ist es richtig, dass der Kanton im Rahmen der Bewilligungs- und Richtplanver-

fahren um entsprechende Rahmenbedingungen bemüht ist, wie der Regierungsrat erläu-

tert. Die Bewilligung von Deponiemöglichkeiten oder -betrieben ist die Aufgabe der öf-

fentlichen Hand. Wie in zahlreichen anderen Bereichen kann der Staat den Betrieb durch 

Private bewilligen, sofern diese die gesetzlichen Vorgaben erfüllen. Im Rahmen eines öf-

fentlich-rechtlichen Bewilligungsverfahrens bestehen durchaus zahlreiche Möglichkeiten, 
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die Rahmenbedingungen für einen privaten Deponiebetrieb zu gestalten und dabei die 

öffentlichen Interessen zu wahren. Der Betrieb mehrerer Standorte ist wirtschaftlich 

fragwürdig. Es ist jedoch letztlich eine Fragestellung an die interessierten Gesuchsteller. 

Wie erwähnt ist ein Deponiebetrieb eine langfristige Angelegenheit, welche mit doch er-

heblichen Risiken für die Allgemeinheit behaftet ist. Wir sind nicht davon überzeugt, dass 

die Rahmenbedingungen in diesem spezifischen Fall zur marktwirtschaftlichen Sicher-

stellung der gewünschten Qualität und Versorgungssicherheit gegeben sind. Wir bezwei-

feln, dass eine breit angelegte Ausschreibung zielführend ist. Private können jederzeit 

ein Gesuch einreichen. Wir sind der Meinung, dass eine gründliche Standortevaluation 

und eine transparente Entscheidungsprozessdarstellung notwendig sind. Unseres Erach-

tens spricht nichts dagegen, weitere Organisationen zur Einreichung von Betriebskon-

zepten zuzulassen und alternative Standorte zu prüfen. Insbesondere verstehen wir 

nicht, weshalb diese Möglichkeiten im kantonalen Richtplan bereits eingeschränkt wer-

den sollen. Bisher wurde die Aufgabe durch den Verband KVA Thurgau sichergestellt. 

Wer die Jahresrechnungen des Verbands in den letzten Jahren studiert hat, kann nach-

vollziehen, weshalb der Verband keine neue Deponie betreiben möchte. Ein "Superge-

schäft" sieht anders aus. Es besteht eine Organisation, es braucht keine neue Aktienge-

sellschaft. Dennoch sollte im Sinne einer angemessenen Evaluation durch den Verwal-

tungsrat der KVA seriös geprüft werden, ob man eine Deponie weiterbetreiben möchte. 

Wir fordern vom Regierungsrat, zu gegebener Zeit eine transparente Berichterstattung 

über die Evaluation, die Entscheidungsprozesse und die Bewilligungsverfahren sicher-

zustellen. Wir bitten den Regierungsrat, den kantonalen Richtplan bezüglich möglicher 

Standorte zu überdenken. 

 

Huber, GLP/BDP: "Der Dreck soll ins Kemmental." Den Titel in der "Thurgauer Zeitung" 

vom 27. November 2014 hat der Interpellant bereits erwähnt. Ein Jahr später reicht er 

eine Interpellation ein. Noch einmal vergeht ein Jahr, bis die Antwort des Regierungsra-

tes vorliegt. Der Regierungsrat hat sich zwar bemüht, die gestellten Fragen redlich zu 

beantworten. Angesichts der Brisanz des Themas hätten jedoch die Bewohnerinnen und 

Bewohner dieses Kantons von ihrer Magistratengruppe deutlich aufschlussreichere In-

formationen mit mehr Tiefgang erwarten dürfen. Namens der GLP/BDP-Fraktion weise 

ich mit Nachdruck darauf hin, dass die Thurgauer Bevölkerung ein Recht darauf hat, vom 

Regierungsrat ernst genommen zu werden, wenn sie sich Sorgen über die in einer Reak-

tordeponie eingelagerten Abfälle mit hohem Potenzial an Schadstoffen macht, welche 

auch nach der Ablagerung jahrzehntelang chemisch reagieren können. Wenn sie sich 

über die Sickerwasser- und Gasemissionen Sorgen macht, welche als Folge der biologi-

schen, biochemischen und chemischen Reaktionen die Umwelt jahrzehntelang belasten 

werden. Nicht zuletzt macht sie sich über Verkehrsemissionen Sorgen, welche eine Re-

aktorstoffdeponie, wie sie vorgeschlagen wurde und so sie die einzige im Kanton werden 

sollte, mit sich bringt. Es gibt auch Teile in der Bevölkerung, die sich fragen, weshalb in 
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den vergangenen zwei Jahren die Informationen des Regierungsrates zur Deponie Typ 

E, also einer Reaktordeponie, so spärlich ausfielen. Hat der Regierungsrat vielleicht et-

was zu verbergen? Ist er allenfalls bereits Verbindlichkeiten eingegangen, die ihm eine 

transparente Kommunikation nach aussen erschweren? In den Regierungsrichtlinien 

2016 - 2020 sucht man vergeblich nach Hinweisen bezüglich einer kantonalen Abfall- 

und Entsorgungsplanung, wie sie unter anderem die Kantone Schwyz und Zürich vorzu-

weisen vermögen oder aber eine Deponieplanung, wie sie der Kanton St. Gallen ausar-

beitete. Die Deponie Kehlhof bei Berg ist die einzige, in Betrieb stehende Reaktordepo-

nie im Thurgau. Das wurde bereits erwähnt. Sie wird in fünf bis acht Jahren gefüllt sein. 

Im aktuellen Richtplan ist Rüti bei Frauenfeld als Standort für eine Reaktor- beziehungs-

weise Reststoffdeponie ebenso vorgesehen wie weitere. Weshalb nun der Standort Al-

tishausen favorisiert wird, ist für die GLP/BDP-Fraktion nicht nachvollziehbar. Ich ver-

zichte darauf, auf die einzelnen Antworten des Regierungsrates auf die Fragen in der In-

terpellation einzugehen. Unsere Fraktion verlangt vom Regierungsrat im Kontext mit der 

kantonalen Abfall- und Entsorgungsplanung eine langfristig und überkantonal ausgelegte 

Deponieplanung als präzisierende Ergänzung des Richtplans. Sie sollte zumindest fol-

gende Punkte umfassen: 1. Die verbindliche Bedarfsklärung für eine oder mehrere 

Standorte im Kanton einer Deponie des Typs E mit Offenlegung der vom Regierungsrat 

erwarteten ausserkantonalen Anteile an Inert- und Reaktorstoffen. 2. Die korrekte Stan-

dortevaluation unter Berücksichtigung aller Aspekte der Umweltverträglichkeit, inklusive 

der zu erwartenden Verkehrsemissionen und der flankierenden Massnahmen zur Ver-

kehrssicherheit. 3. Die transparente Kommunikation nach aussen aller Massnahmen, 

und zwar von der Standortevaluation über die allfällige Schaffung einer kantonalen Nut-

zungszone bis hin zum Submissionsverfahren und zur Erteilung einer Betriebsbewilli-

gung. 4. Die Ausarbeitung der abfallrechtlichen Betriebsbewilligung im Rahmen des Pla-

nungsverfahrens, inklusive verbindlicher Vorgaben für die Tarifgestaltung zur Sicherstel-

lung der Entsorgung für jedermann zu gleichen Konditionen. 5. Die detaillierte Vorgabe 

für das Sicherheitskonzept nach der so genannten Multibarrieren-Technik zur Vermei-

dung von unbehandelt austretendem Sickerwasser oder der aufgrund der anaeroben 

Methangärung austretenden Deponiegase. 6. Ein Finanzierungskonzept zur Bestreitung 

aller Kosten beim Deponieabschluss für die ordentliche Nachsorge über einen Zeitraum 

von mindestens 50 Jahren nach Betriebsschluss sowie für die Störfall-Nachsorge mit ei-

ner Langzeithaftung. Ein entsprechender parlamentarischer Vorstoss bleibt ausdrücklich 

vorbehalten. 

 

Schenk, EDU: Ich spreche namens der EDU-Fraktion. Ich danke dem Interpellanten für 

seinen Vorstoss und dem Regierungsrat für die Beantwortung. Je tiefer ich mich mit dem 

Geschäft befasste, je mehr Gespräche ich führte und je mehr Berichte ich las, desto in-

tensiver kam die Frage auf, nach welchen Massstäben und nach welchem Interpretati-

onsspielraum das Gesetz und die Verordnungen seitens der Behörden angewendet wer-
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den. Dies in Relation zu meinem Erleben als Tiefbauunternehmer. Ich habe bereits um 

etliche Bewilligungen für Deponie- oder Geländeverbesserungsstandorte ersucht, bin 

dabei aber oft auf massivsten Widerstand der Behörden getroffen. Ein derart grosses 

Deponieprojekt wie Zelgli / Altishausen wird durch den Kanton als treibende Kraft voran-

getrieben und gutgeheissen. Wollen aber "Alder", "Haffa", "Schenk" oder "Geiges" und 

andere irgendwo eine kleine Deponie eröffnen oder eine Geländeverbesserung vorneh-

men, finden dieselben Leute zig Gründe, weshalb dies in den meisten Fällen unmöglich 

ist. Grundsätzlich geht es doch darum, dass eine Ersatzdeponie für die bald gefüllte Re-

aktordeponie Kehlhof bei Berg gefunden und betrieben werden kann. Hier geht es nach 

meinen Informationen um einen jährlich maximalen Deponiebedarf von etwa 10'000 

Tonnen Material. Dies entspricht einer bis zwei Lastwagenfuhren pro Tag. Nach meinen 

Informationen wäre dies am vorgesehenen neuen Standort möglich. Da würde kaum je-

mand dagegen sein. Es ist allen klar, dass es eine künftige Reaktordeponie braucht. Mit 

dem beschriebenen Vorgehen und dem geringen Aufwand wäre die Frage betreffend 

Standorts der Reaktordeponie für viele Jahre gelöst. Die Begehrlichkeiten sehen aber 

anders aus. Wir sprechen nun nicht mehr von einem Ersatz für den Kehlhof, sondern von 

einem monopolistisch geführten Recycling- und Deponiepark, bei dem jährlich 400'000 

Tonnen Material angekarrt und 300'000 Tonnen wieder weggekarrt werden. Dies ent-

spricht etwa 110 Lastwagenfuhren pro Tag, also 13 LKW pro Stunde, nebst den auch 

noch benötigten Eisenbahntransporten. Etwa 100'000 Tonnen Material sollen deponiert 

werden, wo es doch nur 10'000 Tonnen bräuchte, um die Reaktorabfälle zu deponieren. 

Was dies aus Sicht der Logistik, des Verkehrsaufkommens und der Emissionen bedeu-

tet, können sich viele vielleicht nicht vorstellen. Aus meiner Erfahrung als Kind -  ich bin 

neben jener Strasse aufgewachsen, welche die Kiesgrube in Hohentannen mit LKW ent- 

und beschickte -  weiss ich, was es für die Anrainer bedeutet. Die Ökobilanz und der 

Umweltschutz lassen grüssen. Das bereits angetönte monopolistische Betreiben des 

Recycling- und Deponieparks durch eine ausserkantonale Grossunternehmung mit einer 

angehängten Thurgauer Unternehmung ist meines Erachtens der Sache nicht dienlich. 

Das örtliche Gewerbe und der nötige Wettbewerb wie auch tendenziell das Mitsprache-

recht der Landbesitzer, Anstösser sowie der politischen Gemeinde wird damit ausge-

schaltet. Es wäre richtig, ein öffentlich-rechtliches Betriebsmodell einzusetzen, ähnlich 

oder gleich dem Modell Deponie Kehlhof. Das Enteignungsrecht an Private erteilen zu 

können, wie es in der Antwort des Regierungsrates auf die Frage 4 beschrieben wird, 

befremdet mich sehr. Ich bin davon überzeugt, dass ein solches Vorgehen im vorhande-

nen Kontext äusserst problematisch wäre. Umso mehr freut es mich, dass seitens des 

Regierungsrates gütliche Lösungen in den vielfältigen Deponiefragen angestrebt werden. 

Ich vertrete die Meinung, dass für sauberes Material mehrere Deponiestandorte nötig 

sind. Dazu soll es mindestens zwei Reaktordeponien geben, dann spielt der Wettbe-

werb. Dezentrale Standorte würden die punktuelle Belastung einer einzelnen Gegend 

vermindern. Es könnte aktiver Umweltschutz betrieben werden, wenn die Transportwege 
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so kurz wie möglich sind. Generell stelle ich fest, dass das Thema der Deponien in unse-

rem Kanton zum Unding geworden ist, für welches alle Involvierten nur noch Schimpf-

wörter übrig haben. Ausgenommen sind da vielleicht die grossen Deponiebetreiber. Ge-

sunder Menschenverstand, Logistik, Verhältnismässigkeit, Umweltschutz und sinnvolles 

Verhalten musste einem Moloch an Gesetzen und Verordnungen weichen, die sehr oft 

kontraproduktiv sind. Fremddeponieren ist so teuer geworden, dass kleinere und mittlere 

Tiefbauunternehmungen aufgrund dieser Tatsache immer mehr in existenzielle Nöte ge-

raten. Einzelne Tiefbaufirmen ziehen sich aus diesem Betätigungsfeld zurück und müs-

sen deswegen Arbeitsplätze abbauen. Würde der Deponiepark im Kemmental so reali-

siert, gäbe dies zusätzlichen Schub in die negative arbeitsplatzvernichtende Richtung. 

Ich glaube nicht, dass dies das Ziel der Deponiepolitik sein kann. Es ist an der Zeit, dass 

das Deponiewesen, die Gesetze und die Verordnungen in unserem Kanton, vor allem 

aber deren Anwendung, überarbeitet werden, damit wir wieder über ein der Gesellschaft 

dienendes System verfügen. 

 

Gemperle, CVP/EVP: Die Baubranche boomt. Jährlich fallen sehr grosse Mengen an so 

genannten Bauabfällen an. Diese Bauabfälle werden in Zukunft noch deutlich zunehmen. 

Denn einerseits wird der Rückbau bestehender Gebäude und Infrastrukturen zunehmen, 

andererseits wird künftig vermehrt in die Höhe und in die Tiefe gebaut. Beides lässt die 

Volumenströme der Bauabfälle deutlich ansteigen. Aufgrund der anforderungsreichen 

Ausgangslage mache ich anfangs namens der CVP/EVP-Fraktion ein paar wenige 

grundsätzliche Ausführungen, bevor ich konkret auf den durch unseren Fraktionskolle-

gen eingereichten Vorstoss eingehe. 1. Wenn es um Abfälle geht, ist die Abfallverord-

nung VVEA, die Verordnung des Bundes über die Vermeidung und die Entsorgung von 

Abfällen, zuallererst entscheidend. Es geht hier in erster Linie um Vermeidung, dann, 

ebenfalls sehr wichtig, um Verwertung beziehungsweise Wiederverwertung und zuletzt 

um Ablagerung, Verbrennung oder anderweitige Neutralisation der Abfälle. Für unsere 

Fraktion sollten Vermeidung, Verwertung und Wiederverwertung einen noch deutlich hö-

heren Stellenwert erhalten. 2. Wenn wir uns nun den im Thurgau anfallenden Bauabfäl-

len zuwenden, fällt auf, dass unter diesen Bauabfällen auch der unverschmutzte Bau-

aushub geführt wird. Als Landwirt habe ich meine liebe Mühe mit dem Umstand, dass die 

unvorstellbare Menge von fast 1,7 Millionen Tonnen wertvollster Thurgauer Erde als Ab-

fall bezeichnet und vielfach über grosse und grösste Distanzen abgeführt und dann in 

Deponien und Gruben, aber viel zu wenig für die Verbesserung von Terrains und Gelän-

de vor Ort wiederverwertet wird. Ein radikales Umdenken ist hier nötig. Wie soll ein sol-

ches Umdenken stattfinden können, solange Humus und Aushub als Abfall gehandelt, 

über weite und manchmal weiteste Distanzen gekarrt und entsorgt werden? "Aus der 

Region für die Region" wäre auch hier eine gute Lösung. Damit könnte man Millionen 

unnötig zurückgelegter Strassenkilometer vermeiden, Staus vermindern, Strassenbau-

kosten im grossen Stil einsparen sowie der Luft und damit uns allen einen guten Dienst 
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erweisen. Zudem könnten Deponievolumen massiv eingespart und unsere wertvollen 

Ressourcen in vielen Bereichen geschont werden. 3. Der Umgang mit Abfall im Baube-

reich muss konsequent auf die ganzheitliche und möglichst umfassende Trennung und 

Wiederverwertung ausgerichtet werden. Man sollte auch hier von Wertstoffen und nicht 

von Abfällen sprechen. Die Deponierung von Haushaltabfällen in Gruben und Deponien 

ist heute völlig unvorstellbar. Vor wenigen Jahrzehnten war dies aber Stand der Technik. 

Genauso müsste es uns nun gelingen, grösstenteils auf die Ablagerung von Reststoffen 

zu verzichten. Die konsequente Wiederverwertung und Wiedereingliederung in den 

Stoffkreislauf ohne lange Transportwege muss das Ziel sein. Daran sollten wir arbeiten. 

Vielleicht hilft da gar die Opposition der Bevölkerungsgruppen vor Ort gegen neue Reak-

tordeponien, damit konsequent in Richtung der Wiederverwertung gearbeitet wird. Mit 

dieser Aussage leite ich in den Bereich der von der Interpellation betroffenen Deponiety-

pen C, D und E über. Immerhin 10% der gesamten Bauabfälle, um wieder dieses Unwort 

zu nennen, entfallen auf diese Kategorie. Wenn ich in der VVEA nachlese, um welche 

Stoffe beziehungsweise Abfälle es hier geht, ist es für mich fast unvorstellbar, dass allein 

im Thurgau trotzdem 230'000 Tonnen Material pro Jahr zusammenkommen. Wird hier 

vor der Ablagerung konsequent getrennt? Landen hier allenfalls auch wertvolle Nährstof-

fe in den Deponien, wie beispielsweise Phosphor aus Kläranlagen? Der Interpellant ver-

langt Auskunft auf verschiedene Fragen. Zu Frage 1: Der Interpellant will vom Regie-

rungsrat wissen, wie der Kanton bei lediglich einer einzigen, privat betriebenen Deponie 

des Typs C, D und E sicherstellt, dass alle Thurgauer Entsorgungsunternehmungen 

gleichberechtigt und ohne überhöhte Tarife Zugang erhalten. Unsere Fraktion stellt sich 

ernsthaft die Frage, ob in diesem heiklen Bereich der Typen C, D und E wirklich eine 

einzige Firma mit einem Monopol bedient werden soll. Wir sind der Meinung, dass ein 

breit abgestütztes Betriebsmodell vorzuziehen ist, um insbesondere vermehrt und kon-

sequent Trennung und Wiederverwertung voranzutreiben. So sollten breit abgestützte 

Betreibermodelle unter Einbezug der öffentlichen Hand ernsthaft geprüft werden. Natür-

lich kann nicht der Kanton als Bewilligungsinstanz auch Betreiber sein. Zu Frage 2: Der 

Interpellant fragt, ob mehr als eine Deponie Typ C, D und E zuzulassen ist. Der Regie-

rungsrat lässt durchblicken, dass man in diesem Bereich nur eine Deponie sehe. Auf-

grund des offenbar deutlich über 10'000 Lastwagen anfallenden Materials ist diese Frage 

sehr berechtigt, werden doch auch hier erhebliche Transportdistanzen bewältigt. Durch 

geeignete Massnahmen ist auf jeden Fall sicherzustellen, dass es nicht zu einem Import 

von Abfällen dieser Typen im grossen Stil kommt. Es ist vorstellbar, dass in erster Linie 

die Technologie zur Trennung und Wiederverwertung sowie der korrekten Deponierung 

der Reststoffe von einer Betreibergesellschaft entwickelt und an zwei verschiedenen 

Standorten angewendet werden könnte. Für diese Version würde auch sprechen, dass 

der Verband KVA seine Schlacke, die in der heutigen Zeit ausserkantonal in der Deponie 

Burgau entsorgt wird, in einer Thurgauer Deponie entsorgen müsste. Zu Fragen 3 und 4: 

Der Regierungsrat zieht die Möglichkeit einer kantonalen Nutzungszone in Betracht. 
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Damit könnte mit dem indirekten Einverständnis des Grossen Rates eine Enteignung 

auch für private Deponieentwickler durchgesetzt werden. Unsere Fraktion steht dem  

eher kritisch entgegen. Dieses unschöne Szenario ist nach Möglichkeit zu vermeiden. 

Auch aus diesem Grund sehen wir ein Betriebsmodell mit mehreren Betreibern und der 

öffentlichen Hand als Partner als die bessere Lösung. Zu Frage 5: Aus unserer Sicht 

sind neue Aushub- und Inertstoffdeponien in den Regionen zuzulassen, wenn sie dafür 

geeignet sind. Der Regierungsrat sollte aber aufzeigen, wie und mit welchen Massnah-

men in erster Linie Transporte mit sauberem Ausbau dank Verwertung vor Ort oder in 

nächster Umgebung vermieden und wie durch Trennung und Wiederverwertung die De-

ponierung von Inertstoffen drastisch verringert werden kann. Wer sich nicht vorstellen 

kann, was da abläuft, sollte in Gloten an der Autobahn beobachten, wie die "Berge" in-

nert Kürze wachsen. Dort zeigt sich auch, welche unglaublichen Mengen abgelagert 

werden. Alleine im Thurgau fallen über zwei Millionen Tonnen Bauabfälle der Typen A 

und B an. Die Tendenz ist steigend. Wenn wir nicht handeln, werden wir trotz grosser 

und grösster Lastwagen mit immer mehr Achsen in wenigen Jahren im Verkehr erstar-

ren. Unseres Erachtens braucht es hier neue und intelligentere Lösungen, als Deponien 

auszuscheiden, zu füllen, weiterzuziehen, wieder auszuscheiden usw. 

 

Barbara Müller, SP: Namens der SP-Fraktion danke ich dem Regierungsrat für die Be-

antwortung, welche meines Erachtens relativ kurz und bündig abgefasst wurde. Der Be-

griff "Reaktorstoffdeponien" wird heute nicht mehr verwendet. 2016 wurde eine gesetzli-

che Änderung auf Bundesebene durchgeführt. Man spricht heute von Deponietypen A, 

B, C, D und E. Hier geht es vor allem um Typ E, also nicht brennbare und nicht mehr 

wiederverwertbare Abfälle. Wie aus der Antwort des Regierungsrates hervorgeht, soll im 

Kanton Thurgau eine einzige Deponie für die Abfälle dieses Typs ausreichen. Mir fällt es 

schwer, nachzuvollziehen, wie man ohne präzise Angaben von Zahlen und welche Ab-

fallmenge pro Jahr anfällt, überhaupt zum Schluss kommt, dass eine Deponie ausrei-

chen würde. Es ist mir nicht klar, ob mehrere kleinere Deponien sinnvoller wären. Dabei 

ist strikte darauf zu achten, dass man aus ökologischen Gründen keinen "Deponie-Over-

kill" betreibt, indem man Abfälle aus anderen Kantonen importieren muss, um die Gru-

ben zu füllen. Mittelfristig wäre der Deponiestandort im Kemmental vorhanden. Wie aber 

aus einem Mail an alle Kantonsräte hervorgeht, sind viele Bürger aus Kemmental über 

den Standort besorgt, weil viele Fragen erheblicher Tragweite offenbar noch nicht be-

antwortet wurden. Insbesondere wird der Vorwurf laut, dass man seitens des Kantons 

nicht transparent kommuniziert habe. Es sei mit einer erheblichen und emotionalen Dis-

kussion zu rechnen. Die besorgten Anwohner wehren sich grundsätzlich nicht gegen ei-

nen massvollen Ersatz der Deponie Kehlhof. Es ist wohl jedem Bewohner unseres Lan-

des klar, dass wirklich alle Abfälle des Typs E verursachen. Wir müssen nur an unsere 

allgegenwärtigen Smartphones denken. Sie beinhalten sehr viele Teile, die man heute 

trotz aller ausgeklügelten Recyclingmethoden nicht mehr verwerten kann. Sie bilden die 
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Hauptsache des Abfalltyps E. Wie wir bereits gehört haben, müssen Deponien des 

Typs E zur Verfügung stehen. Man muss auch Reserveorte kennen. Der Kanton hat sich 

an die Informationspflicht zu halten, solange solch alte, immer negativ konnotierte Begrif-

fe wie Bonfol oder Kölliken, der so genannten Sondermülldeponien, in den Köpfen her-

umgeistern. Man muss Lösungen transparent kommunizieren. In einem weiteren Mail, 

das erst vor zwei oder drei Tagen an alle Kantonsräte gesendet wurde, wurden Stimmen 

aus der Bevölkerung laut, dass die Zufahrtswege zur geplanten neuen Deponie im 

Kemmental Schulwege beinhalten, was die Sache für die Kinder äusserst gefährlich 

macht. In diesem Zusammenhang werfe ich wieder die Fragen auf: Was ist die bessere 

Lösung, eine grosse Deponie an einem Standort oder mehrere kleine? Wie wirkt sich 

dies ökologisch und ökonomisch, aber auch verkehrstechnisch aus? Wie steht es um die 

Betreiber- und Haftungsfrage? In dieser Hinsicht mache ich beliebt, dass der Regie-

rungsrat einen Bericht vorzulegen hat, in welchem diese Fragen wirklich geklärt werden. 

 

Tschanen, SVP: Ich spreche als Vertreter der SVP-Fraktion und als Präsident des Thur-

gauischen Baumeister-Verbands. Derzeit betreibt der Verband KVA die Deponie Kehlhof 

in Berg, die seit 1966 in Betrieb ist. Wir sprechen also über einen Zeithorizont von 50 bis 

75 Jahren. Da ist es wichtig, dass keine Kurzschlusshandlungen getätigt werden. Es sind 

auf dem Stand der neusten Technik zu planende Deponien über den ganzen Kanton zu 

verteilen. Die Verantwortung respektive die Kontrolle muss zwingend in den Händen des 

Amtes für Umwelt liegen. Gemäss der VVEA obliegt dem Kanton so die Verantwortung 

über die Versorgungssicherheit im Bereich der Deponietypen C bis E. Zu Frage 1: Es ist 

ein Trugschluss, bei privat betriebenen Anlagen zu glauben, dass sie für jedermann zu 

gleichen Konditionen zugänglich sind. Rückvergütungen und Dividendenausschüttungen 

lassen den Marktpreis ohne Probleme in die Höhe schnellen, was selbst für Komparti-

mente des Kantons und der Gemeinden einen Preisanstieg zur Folge haben wird. Es ist 

nicht fair, dass unter dem Titel der Gleichbehandlung vor allem kleine und mittlere Un-

ternehmen (KMU) einmal mehr einer massiven Wettbewerbsverzerrung unterliegen. 

Selbst ein Einzugsgebiet wird das Problem nicht lösen, sondern nur die Abfallmenge re-

duzieren, was den wirtschaftlichen Betrieb wieder einengt. Ich möchte darauf hinweisen, 

dass beispielsweise die Sondermülldeponie Kölliken durch eine private Trägerschaft jah-

relang gutes Geld verdiente. Wir alle wissen, wer die Rechnung für die Sanierung be-

zahlt: die Kantone. Ebenfalls widerspricht eine kantonal erlassene Nutzungszone der un-

ternehmerischen Freiheit für weitere Standorte. Es darf doch nicht sein, dass wir einzel-

nen Unternehmern sinnbildlich die Barriere und für andere den Graben so weit öffnen, 

dass er auch in Zukunft nicht mehr überbrückt werden kann. Wir sind uns sicher, dass 

solche Missstände nur durch Betreibermodelle fair und offen gehandhabt werden kön-

nen. So ist es mir wichtig, dass unser Zweckverband KVA Thurgau bei einem Betreiber-

modell eine entscheidende Rolle spielt. Ich gehe davon aus, dass die KMU und lokale 

Arbeitgeber nur dadurch einen fairen Schiedsrichter im Spiel haben, der durch das Volk 
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getragen wird und der keine eigenen unternehmerischen Interessen verfolgt. Zu Frage 2: 

Wie erwähnt ist eine Deponie ein Mehrgenerationen-Projekt. So ist es wichtig, dass Re-

servestandorte, wie sie im Richtplan ausgeschieden wurden, auch zu möglichen Stand-

orten umgewandelt werden. Wenn man sich nur auf einen Standort einlässt, werden 

langwierige Rechtsstreitigkeiten bis zur Umsetzung unumgänglich. Die Versorgungssi-

cherheit lässt sich nicht mehr aufrechterhalten. Ebenfalls bin ich der Meinung, dass der 

Verkehr, aber auch der Markt, auf mehrere Standorte aufgeteilt, besser spielt. Gibt es 

vielleicht auch Standorte, die ohne langwierigen Rechtsstreit schon gesichert sind? Es 

macht Sinn, an den verschiedenen Standorten verschiedene Kompartimente abzulagern, 

beispielsweise Typen E und D. So kann auch der Nachweis für die Notwendigkeit darge-

stellt werden. Der fachgerechten Entsorgung wird auch in Zukunft ein immer grösseres 

Gewicht zustehen. Wir sollten visionär in die Zukunft schauen. Es ist falsch, sich jetzt 

durch eine vernachlässigte Deponieplanung drängen zu lassen. Ist es nicht richtig, ein-

mal die Probleme von morgen schon heute anzugehen? Einzelne Grossdeponien belas-

ten die Strassen und Dörfer bereits heute ungemein. Es ist darauf aufmerksam zu ma-

chen, dass eine Verteilung des Verkehrs in verschiedene Deponien, aber auch ökolo-

gisch nicht unbeachtet bleiben sollte. Ein Lastenausgleich, aber auch kurze Transporte 

gehören ebenfalls zur Ökologie und Fairness. Wie man heute weiss, ist der Bahntrans-

port für Kurzstrecken ungeeignet und nicht rentabel, was darauf schliessen lässt, dass 

es seitens dieses Anbieters angedacht ist, Grossmengen aus anderen Kantonen anzu-

transportieren. Zu Fragen 3 und 4: Es kann und darf nicht sein, dass sich der Kanton mit 

der Schaffung einer kantonalen Nutzungszone auf einen langwierigen und teuren 

Rechtsstreit einlässt. Unseres Erachtens müssen für eine langfristige Zukunft mehrere 

Standorte möglich sein. Der Richtplan ist entsprechend anzupassen. Es ist sehr wichtig, 

dass es für KMU, aber auch Zweckverbände in Zukunft möglich ist, ihre Reststoffe zu 

marktgerechten Preisen, das heisst, für alle gleich, zu deponieren. Betreibermodelle stel-

len faire Lösungen für alle dar. Es stehen nicht nur die freie Marktwirtschaft, sondern vor 

allem auch Arbeitsplätze in Thurgauer Gewerbebetrieben in den vorgelagerten Branchen 

auf dem Spiel. Ich denke an Aushub- und Rückbaubetriebe, aber auch an Transport- und 

Entsorgungsfirmen, die schlichtweg nicht mehr konkurrenzfähig am Markt agieren kön-

nen. Dass es in Zukunft im Thurgau nur noch einen privaten Betreiber geben darf, ist für 

mich ziemlich undurchsichtig. Erst kürzlich haben wir uns bei der Frage des Kaminfeger-

dienstes gegen ein Monopol ausgesprochen. Jetzt arbeiten wir mit staatlicher Hilfe an 

einem neuen privaten Monopol. 

 

Regierungsrätin Haag: Ich danke für die ausführliche Diskussion, die kritischen Voten 

und die berechtigten Fragen. Ich erlaube mir eine ketzerische Bemerkung. Man könnte 

die Diskussion zusammenfassen unter: Mehr Regulierung oder mehr Verantwortung 

beim Kanton. Der Kanton plant und betreibt keine Deponien. Das möchte ich hier noch 

einmal deutlich sagen. Wir klären den Bedarf ab und legen Standorte fest. Dazu bedarf 
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es umfangreicher Abklärungen zum Standort und zu den Auswirkungen auf die Umwelt. 

Es steht grundsätzlich jeder Person und auch jedem Unternehmen frei, ein Projekt zu 

entwickeln. Wir bewilligen und vermeiden Überkapazitäten, da wir keinen Import dieser 

Stoffe in den Kanton Thurgau möchten, der auch aus Sicht der Umwelt bedenklich ist. 

Mit Stand heute braucht es nur eine Reaktordeponie. Dies wurde bisher nie angezwei-

felt. Ich nehme Ihre allfälligen anderen Berechnungen gerne entgegen. Die Analyse, 

welche Volumen im Thurgau benötigt werden, wurde sehr sorgfältig erstellt. Wer sich an 

die Anfänge der Deponie Kehlhof erinnern kann, weiss, dass auch damals die wirtschaft-

lichen Bedingungen schwierig waren. Wir gehen heute davon aus, dass nicht zwei De-

ponien wirtschaftlich betrieben werden können. Uns liegen drei konkrete Projekte vor. 

Diese sind aber sehr unterschiedlich gediehen. Ein Projekt ist seit 2009 in der Ausarbei-

tung, zwei weitere Projekte wurden 2015 und 2016 angestossen. Währenddem bei zwei 

Projekten weitere Abklärungen zur Standorteigenschaft notwendig sind, ist ein Projekt 

wie erwähnt seit vielen Jahren im Detail geplant worden. Uns liegen umfassende Infor-

mationen zur Standorteigenschaft vor. Da die jetzige Deponie Kehlhof bald gefüllt ist, 

das "Worst-Case-Szenario" spricht von drei Jahren, es könnten aber auch fünf Jahre 

sein, drängt die Zeit. Der Kanton hat lediglich eine Festsetzung für den Standort ge-

macht. Ich bitte Sie deshalb, bei der heutigen Diskussion auf der richtigen "Flughöhe" zu 

bleiben. Der Kanton hat keine Deponie und kein Projekt bewilligt. Wir haben mit der 

Festsetzung nur gesagt, dass sich der Standort Zelgli / Altishausen grundsätzlich eignen 

würde. Es ist denkbar, dass in einer weiteren Revision weitere Standorte als Festsetzung 

aufgenommen werden können, falls weitere Projekte, die in der Pipeline sind, ebenfalls 

soweit gediehen sind, dass wir mit gutem Gewissen sagen können, dass sich der Stand-

ort für eine Reaktordeponie eignet. Dies wird aber nicht in der definitiven Fassung des 

Richtplans sein, weil sonst die öffentliche Mitwirkung nicht stattfinden kann. Es könnte 

aber in einer nächsten Revision sein. Wir gehen davon aus, dass die Revisionen unge-

fähr im Zweijahresrhythmus folgen. Dies bedeutet auch, dass uns heute keine konkreten 

Details zum Projekt vorliegen. Das ist auch der Grund, weshalb wir heute keine Aussa-

gen über Lastwagenfahrten oder Auswirkungen auf die Landwirtschaftsbetriebe machen 

können, weil beispielsweise die Umweltverträglichkeitsprüfung noch nicht gemacht wur-

de. Der Grosse Rat hat mir heute etwas das Gefühl gegeben, dass wir den Standort 

nicht richtig abgeklärt haben. Wir haben aber den Standort bei allen drei Projekten sehr 

detailliert abgeklärt. Zudem ist die Frage aufgetaucht, auf welche Kriterien wir achten. 

Wir achten auf die Lage, die Ausprägung, die ökologische Barriere, die Flächen, die Ku-

batur, die Betriebsdauer, die Erschliessung, das Abwasser, die aktuelle Nutzung, die 

Folgenutzung, die Besonderheiten usw. Wir verfügen über sehr detaillierte Informationen 

zum Standort. Die Angst vor einem Monopol kann ich nachvollziehen. Ich hoffe aber, 

dass der Regierungsrat in seiner Beantwortung der Interpellation aufzeigen konnte, dass 

viele Möglichkeiten bestehen, hier korrigierend einzugreifen. Dieselben Konditionen ste-

hen im Richtplan, und sie werden auch in der Abfallbewilligung ein Thema sein. Zu den 
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Bedenken, nicht anliefern zu können: Bei einem festgelegten Einzugsgebiet muss alles 

aus diesem Einzugsgebiet angenommen werden. Die Tarife für ein Einzugsgebiet kön-

nen genehmigt werden. Falls es eine kantonale Nutzungszone braucht, können darin die 

Eckwerte festgelegt werden. Die zentrale Parzelle dieses Standorts gehört dem Kanton, 

weil der Standort bei der Deponieplanung schon früher ein Thema war. Auch hier gibt es 

Möglichkeiten, Kriterien festzulegen. Wir haben also mindestens fünf oder sechs Punkte, 

bei denen wir korrigierend eingreifen können, wenn wir den Eindruck haben, dass der 

Markt nicht spielt. Ein breit abgestütztes Betreibermodell, vielleicht unter Mitwirkung des 

Verbands KVA, wie es vielfach gefordert wurde, würden wir selbstverständlich sehr be-

grüssen. Zur Enteignung: Ein unmögliches Szenario ist nicht in unserem Sinne. Wie er-

wähnt befindet sich die Kernparzelle in unserem Besitz. Nach meinen Informationen 

wurden mit den betroffenen Grundeigentümern Lösungen gefunden. Es ist die Aufgabe 

des Unternehmens und nicht unsere, dies zu regeln. Ich gehe ausnahmsweise auf ver-

schiedene Votanten ein: Es wurde gefragt, weshalb man sich auf einen Standort be-

schränke. Heute erfüllt nur ein Standort alle unsere Bedingungen, der als Festsetzung im 

Richtplan aufgenommen wird. Wie ich bereits erwähnt habe, kann es weitere Festset-

zungen geben, wenn wir bei anderen Standorten über dieselben Informationen verfügen 

und sie sich aus unserer Sicht eignen. Es wurden viele Fragen zur Wiederverwertung, zu 

den Fahrten, zu den Bohrprotokollen und zu den Landwirtschaftsbetrieben gestellt. Im 

Schreiben, welches Sie erhalten haben, wurden diese Fragen ebenfalls aufgeworfen. Es 

gibt noch kein Projekt, keine Details und keine Umweltverträglichkeitsprüfung. Damit 

meine ich die erwähnte "Flughöhe". Wir haben lediglich einen Standort festgesetzt, bei 

welchem wir sagen können, dass sich er sich eignet. Wir wissen viel über diesen Stand-

ort. Alles andere muss später noch geklärt werden. Der geologische Bericht wird Teil der 

Auflage sein. Die Bevölkerung wird so oder so die Möglichkeit erhalten, mitzuwirken. Die 

Fragen zu den Auswirkungen auf die Landwirtschaftsbetriebe, die Fahrten und die Um-

welt werden mit der Umweltverträglichkeitsprüfung geklärt werden. Es wurde gefragt, 

was gegen eine nochmalige Überprüfung spricht. Alles, was wir für die Festsetzung be-

nötigen, liegt uns vor. Wir haben sehr sorgfältig geprüft. Wir hätten es begrüsst, wenn 

sich der Verband KVA hier weiterhin mitbetätigt hätte. Er hat sich aber aus dem Depo-

niegeschäft zurückgezogen. Ich denke, dass die KVA von einigen Mitbewerbern ange-

fragt wurde und sich vielleicht eine Mitarbeit vorstellen kann. Auch dies würden wir 

selbstverständlich begrüssen. Es wurde gefragt, ob der Regierungsrat etwas zu verber-

gen hat. Es wurden auch viele Forderungen gestellt, die zum jetzigen Zeitpunkt einfach 

noch kein Thema sind, weil uns das Projekt, die Anfrage um eine Bewilligung, noch nicht 

vorliegt. Es ist noch ein langer Weg, der beschritten werden muss. Wir prüfen sämtliche 

Deponieprojekte umfassend und bewerten sie nach denselben Kriterien. Ich möchte die 

Illusion einer dezentralen Deponie nehmen. Selbst wenn wir über den Kanton verteilt 

zwei oder drei Deponien betreiben, werden nicht alle Unternehmer zur nächstgelegenen 

Deponie fahren, sondern dorthin, wo sie den günstigeren Tarif erhalten. Wenn die Tarife 



Auszug aus: Protokoll des Grossen Rates Nr. 10 vom 11. Januar 2017 

16 

nicht identisch sind, was wirklich in Richtung Vielregulierung geht, wird die günstigere 

Deponie berücksichtigt. Deshalb werden die dezentralen Deponien nicht zwangsläufig zu 

einer tieferen Umweltbelastung führen. Ich würde mir wünschen, dass wir alles wieder-

verwerten können. Dies ist das Ziel des Regierungsrates. In den Regierungsrichtlinien 

sind zwei Punkte aufgeführt: Das Recyclingkonzept im Hoch- und Tiefbau, und unsere 

Bauten sollen mit "Minergie Eco" gebaut werden. Dies bedeutet, dass wir uns bereits 

beim Bau Gedanken darüber machen, was es zum Rückbau und zur Wiederverwertung 

der Baumaterialien braucht. Ich kann die diesbezüglichen Aussagen nur unterstützen. 

Zurzeit ist es aber leider so, dass insbesondere bei der Schlacke eine grosse Menge an-

fällt, die wir in einer Deponie ablagern müssen. Die gesamte Schlacke der KVA Thurgau 

wird nach Flawil geführt. Es könnte sein, dass Flawil unsere Schlacke irgendwann nicht 

mehr annimmt. Ich empfehle den neuen Rundgang beim Verband KVA Thurgau. Dort ist 

sehr eindrücklich ersichtlich, was zurückbleibt. Bei der Schlacke kann nun einmal nicht 

mehr viel anderes gemacht werden, als sie irgendwo zu deponieren. Es ist richtig, dass 

die Reaktordeponie neu Deponie des Typs E benannt wird. Für jene, die sich mit dem 

Thema etwas weniger auseinandergesetzt haben, möchte ich erwähnen, dass der Aus-

druck "Reaktordeponie" immer sehr bedrohlich klingt. Der erste Gedanke ist Atomkraft-

werk. Reaktordeponie bedeutet, dass Stoffe gelagert werden, die noch reagieren. Auch 

Hauskehricht reagiert noch, wenn man ihn einfach lagert oder vergräbt. Die fehlende 

Transparenz möchte ich mir nicht vorwerfen lassen. Es gab für die Bevölkerung diverse 

Veranstaltungen. Bereits am 7. Dezember 2015 fand unter anderem ein Informations-

abend statt. Es sind zudem Schreiben am 11. August 2015 und am 27. Januar 2016 er-

folgt. Meines Erachtens haben wir bis anhin transparent und offen kommuniziert, soweit 

es in unsere Pflicht fällt. Wir versuchen, die Probleme von morgen schon heute zu lösen. 

Wie erwähnt könnte die Deponie Kehlhof in drei Jahren bereits verfüllt sein, und wie er-

wähnt versuchen wir hierzu, baldmöglichst eine Alternative zu haben. Ich befürchte bei 

einer kantonalen Nutzungszone keinen langen und teuren Rechtsstreit, denn die kanto-

nale Nutzungszone wurde explizit für die Deponieplanung im Wissen darum geschaffen, 

dass der Kanton die Verantwortung trägt, seine Abfälle zu entsorgen. Da die betroffene 

Bevölkerung in der Umgebung nicht sehr viel Freude an einer Deponie hat, wurde die 

kantonale Nutzungszone geschaffen, um eben eine Deponie zu ermöglichen, wenn Wi-

derstand vorhanden ist. Die Deponie ist für die betroffene Bevölkerung nicht angenehm, 

für den Kanton Thurgau aber sehr wichtig. Ich hoffe, dass ich die Angst etwas entkräften 

konnte. Ich nehme Ihre Bedenken aber sehr ernst. Sie werden auch in unsere zukünfti-

gen Überlegungen einfliessen. 

Diskussion - nicht weiter benützt. 

 

Präsident: Das Geschäft ist erledigt. 
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